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Vorbemerkung des Autors
zu unser aller Betroffenheit

Seit meiner Studienzeit beobachte ich das politische Geschehen 
und dabei insbesondere die Wege politischer Meinungsbildung 
und ihre Bedeutung für politische Entscheidungen. Als Student der 
Nationalökonomie habe ich mich damit beschäftigt, welche Wir-
kung Sprache in der Wirtschaftspolitik als Träger von Vor urteilen 
hat, und außerhalb meines Fachbereichs damit, welche Bedeutung 
der Propaganda beim Niedergang der Weimarer  Republik zukam. 
Später musste ich berufl ich die Wege der  Meinungsmache beob-
achten und selbst – mit anderen zusammen – Strategien der Mei-
nungsbeeinfl ussung entwickeln. Als Redenschreiber des Bundes-
wirtschaftsministers Karl Schiller in den Jahren 1968 und 1969, 
danach als Verantwortlicher für Willy Brandts Wahlkampf und 
dann als Leiter der Planungsabteilung im Bundeskanzleramt bei 
Brandt und Schmidt war ich ständig mit diesem Sujet befasst.

Ich bin also persönlich geprägt und berufl ich vorbelastet, so 
könnte man sagen, ich bin sozusagen zu einem Spezialisten der 
Beobachtung von Meinungsbildung und zu einem Kenner der 
Meinungsbeeinfl ussung geworden. Ich habe solche Vorgänge 
nicht nur miterlebt, sondern aktiv mitgestaltet. Die Ostpolitik der 
Regierung Willy Brandt zum Beispiel hätte ohne eine eigene 
 Öffentlichkeitsarbeit und die dahinterstehenden Strategien der 
Meinungsbildung gar nicht mehrheitsfähig werden können; Vor-
aussetzung dafür waren Überlegungen zu den Prozessen der 
Meinungsbildung in einem Volk, das bis zum Mauerbau in Kate-
gorien der Ost-West-Konfrontation und im Denken des Kalten 
Krieges verfangen war. Die Ostpolitik in den Köpfen und Herzen 
unseres Volkes zu verankern war eine der Hauptaufgaben Ende 
der sechziger und Anfang der siebziger Jahre, als ich für die Öf-
fentlichkeitsarbeit der damaligen SPD und ihres Vorsitzenden, 
Bundeskanzler Brandt, verantwortlich war.

Immer wieder waren schon damals die Kämpfe um politische 
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Entscheidungen auch zugleich Kämpfe um die Meinungsführer-
schaft, also um die Prägung der öffentlichen Meinung und der 
veröffentlichten Meinung, also der Meinung unter Multiplikato-
ren, vor allem der Medien. Ausbau der Kernenergie? Kindergeld 
oder Kindersteuerfreibeträge? Steuersenkung oben oder unten? 
Gibt es eine Raketenlücke? Sind die SS-20-Raketen der Sowjet-
union eine Bedrohung oder nicht? Nachrüstung ja oder nein? 
Wichtige politische Entscheidungen waren auch damals Gegen-
stand öffentlicher Debatten.

Später, Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre, reg-
te die von mir geleitete Planungsabteilung des Bundeskanzleramts 
beim damaligen Bundeskanzler Helmut Schmidt an, dass es um 
der Erhaltung der demokratischen Meinungsbildung willen wich-
tig sei, sich der Kommerzialisierung des Fernsehens und der Ver-
mehrung der Programme zu widersetzen, sie jedenfalls nicht mit 
öffentlichen Finanzen zu fördern. Das zusammen mit Freunden 
initiierte Internetprojekt »www.NachDenkSeiten.de« setzt den 
Kampf um eine einigermaßen demokratische Willensbildung und 
um Aufklärung fort. »›NachDenkSeiten‹ wollen hinter die interes-
sengebundenen Kampagnen der öffentlichen Meinungsbeeinfl us-
sung leuchten und systematisch betriebene Manipula tionen auf-
decken«, heißt es in der Begründung für den Start dieser kritischen 
Internetseite.

Wie auch immer – ich habe gelernt zu beobachten, welchen 
Einfl uss Meinungsmache und Meinungsbildung auf politische 
Entscheidungen haben. Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen 
komme ich zu fünf Feststellungen:

Erstens: Meinung macht Politik. Die öffentliche Meinung ist 
oft maßgeblich für die politischen Entscheidungen.

Zweitens: In vielen Fällen bestimmt allein die veröffentlichte 
Meinung, also die von den tonangebenden Personen, Gruppen 
und Medien mehrheitlich vertretene Meinung, die politischen 
Entscheidungen.

Drittens: Meinung kann man machen. Das wissen auch jene, 
die zur Durchsetzung ihrer Interessen politische Entscheidungen 
bestimmen wollen.
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Viertens: Wer über viel Geld und/oder publizistische Macht 
verfügt, kann die politischen Entscheidungen massiv beeinfl us-
sen. Die öffentliche Meinungsbildung ist zum Einfallstor für den 
politischen Einfl uss der neoliberalen Ideologie und der damit 
verbundenen fi nanziellen und politischen Interessen geworden. 
In einer von Medien und Geld geprägten Gesellschaft ist das zum 
Problem der Mehrheit unseres Volkes geworden, zum Problem 
des sogenannten Mittelstands und vor allem der Arbeitnehmer-
schaft und der Gewerkschaften, denn diese Mehrheit und ihre 
Interessen werden zunehmend kaltgestellt. Das erklärt die breite 
und wachsende Kluft zwischen den Interessen der Mehrheit und 
den von oben eingeleiteten politischen Entscheidungen.

Fünftens: Die totale Manipulation ist möglich. Die gleichge-
richtete Prägung des Denkens vieler Menschen ist möglich.

George Orwell schrieb in seinem Roman »1984«: »Und wenn alle 
anderen die von der Partei verbreitete Lüge glaubten – wenn alle 
Aufzeichnungen gleich lauteten –, dann ging die Lüge in die 
Geschichte ein und wurde Wahrheit.«

Wenn Sie diese Beobachtung von George Orwell gelegentlich 
zu Rate ziehen, werden Sie vieles, was um uns herum vorgeht, 
um vieles besser verstehen, als wenn Sie nach objektiven, in der 
Sache liegenden Erklärungen von für Sie rätselhaften Vorgängen 
suchen. Diese Mühe ist in der Regel nämlich müßig, denn das, 
was wir täglich hören und sehen und was uns als demokratisch 
gesonnene Staatsbürger häufi g das Leben so schwer macht, sind 
in Wahrheit Mythen, Legenden und Lügen. Sie bestimmen in 
weitem Maß die öffentliche Debatte und damit auch die politi-
schen Entscheidungen, die sich massiv auf unsere konkrete Le-
benssituation am Arbeitsplatz, bei der sozialen Absicherung oder 
im Alter auswirken. Sie berühren und betreffen ganz unmittelbar 
unseren Alltag. Wenn Sie die Wirkung perfekter Meinungsmache 
durchschauen, dann werden Sie auch verstehen, dass wir als 
Steuerzahler so lautlos die Wettschulden derer bezahlen, die sich 
auf den internationalen Finanzmärkten verspekuliert haben und 
das Casino so weiterbetreiben, als wäre nichts geschehen.
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Einführung

Jeder dritte Deutsche hat kein Vertrauen mehr in die demokra-
tische Staatsform, in Ostdeutschland sind es sogar 53 Prozent.1 
Das hat Konsequenzen: Das Interesse an Politik schwindet. Die 
Wahlbeteiligung bei der letzten Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 
2006 lag bei 44,4 Prozent – und war die bisher niedrigste auf Bun-
des- und Landesebene. Der dann weiterregierende Ministerpräsi-
dent Wolfgang Böhmer (CDU) ist von gerade mal 15,7 Prozent der 
Wahlberechtigten gewählt worden. Auch bei anderen Wahlen geht 
es mit dem Interesse der Wähler bergab; im Januar 2009 in Hessen 
von 64,3 auf 61 Prozent und davor in Hamburg von 68,7 auf 63,5 
Prozent, zur Wahl des Oberbürgermeisters in Kiel am 15. März 
2009 gingen gerade mal 36,5 Prozent der Wahlberechtigten und 
zur Europawahl 2009 nur 43,3 Prozent. Ein Tiefpunkt. Fast überall 
gibt es historisch niedrige Wahlbeteiligungen.

Die meisten Parteien verlieren Mitglieder, zum Teil massiv. Die 
SPD ist von über einer Million auf weniger als die Hälfte ge-
schrumpft, der CDU geht es nicht viel besser. Nur noch 34 Pro-
zent sind zufrieden mit der Arbeit der Bundesregierung.2 Immer 
mehr Bürgerinnen und Bürger wenden sich von der Politik ab.

Sie tun dies, weil sie sich ohnmächtig fühlen und weil sie die 
politischen Entscheidungen nicht mehr nachvollziehen können 
oder sogar als gegen sich gerichtet sehen. Das ist eine gefährliche 
Entwicklung, die den Nerv der demokratischen Kultur berührt. 
Ich will in diesem Buch einer wichtigen Ursache des Unbehagens 
und des Gefühls der Ohnmacht und der Resignation nachgehen: 
dem Zugriff mächtiger Personen und Gruppen auf das Denken 
und die Meinung anderer – auf das Denken und die Meinung der 
Mehrheit.

Wir alle sind auf den Austausch von Gedanken mit anderen 
Menschen angewiesen, in einer arbeitsteiligen Welt sowieso. 
Beim Erkennen und Bewerten von Sachverhalten orientieren wir 
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uns an den Urteilen anderer. Das fängt im Alltag schon bei rela-
tiv einfachen Fragen an: Wir tauschen uns über die Qualität von 
Büchern und Kinofi lmen aus. Wir fragen andere nach der Qua-
lität der Schulen in unserem Umfeld, wenn die Einschulung un-
serer Kinder oder Enkel bevorsteht. Erst recht sind wir bei kom-
plexeren Fragen auf das Urteil von Fachleuten und Instituten 
angewiesen, denen wir vertrauen: zum Beispiel wenn es um die 
Chancen oder Gefahren der Kernenergie geht, um die Gentechnik 
oder die Beurteilung wirtschaftlicher Zusammenhänge. Wollen 
wir zum Beispiel die Zinspolitik der Europäischen Zentralbank 
beurteilen, dann schaffen wir das kaum auf der Basis eigener 
Studien.

Nicht zu allem sich selbst ein Urteil bilden zu können und sich 
an anderen zu orientieren ist also gängige Praxis, ja sogar un-
umgänglich. Es ist auch ökonomisch sinnvoll, sich auf die Ge-
dankenarbeit anderer zu verlassen. Dazu gibt es seit Menschen-
gedenken Institutionen, die das Denken geprägt haben: Kirchen 
zum Beispiel und Hochschulen – von den alten Ägyptern über 
die Griechen bis zu den mittelalterlichen Universitäten.

Heute werden wir allerdings auf vielen Feldern und in schnel-
lem Rhythmus zum Opfer von bewusst angelegten Kampagnen 
der Meinungsbeeinfl ussung. Diese Kampagnen werden systema-
tisch und strategisch geplant. Hinter ihnen steckt oft der Einfl uss 
starker Personen und Gruppen, die entdeckt haben, dass sie ihre 
Interessen in der Politik durchsetzen beziehungsweise absichern 
können oder ihrem Einwirken auf die politisch handelnden Per-
sonen Nachdruck und Legitimität verleihen können, wenn es 
 ihnen gelingt, die Meinung der Medien, der Multiplikatoren und 
möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger zu beeinfl ussen und so 
die politischen Entscheidungen zu prägen.

Durch gezielte Meinungsmache beherrschen heutzutage große 
Interessen mit teilweise feudalem Charakter das gesellschaftliche 
und politische Geschehen. Das geschieht in engem Schulter-
schluss mit der neoliberalen Bewegung, deren Glauben an die 
heilsame Wirkung von Privatisierung, Deregulierung, Entstaatli-
chung und Kommerzialisierung aller Lebensbereiche hierzulande 
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mit gekonnter und gut organisierter Meinungsbeeinfl ussung in 
politische Entscheidungen umgesetzt wurde. Der Siegeszug der 
neoliberalen Ideologie wäre ohne begleitende massive Propagan-
da nicht möglich gewesen.

Umso erstaunlicher ist es, dass sich viele Menschen der Fremd-
bestimmung entziehen. So ist Umfragen zufolge eine große 
Mehrheit immer noch gegen die Aufl ösung der sozialen Sicher-
heit und für einen solidarischen Staat; eine große Mehrheit war 
gegen Hartz IV und gegen die Rente mit 67; und ist für die Ein-
führung von Mindestlöhnen. Wir befi nden uns also in einer 
 Phase, wo die herrschende Politik und die Meinungsmacher bei 
wichtigen Fragen gegen einen beachtlichen Teil des Volkes ste-
hen, manchmal sogar gegen die Mehrheit. Aber steter Tropfen 
höhlt den Stein.  Darauf setzen die Meinungsführer.

Wie wir ganz konkret durch Meinungsmache manipuliert wer-
den und wie damit Politik gemacht wird, das illustrieren die fol-
genden Beispiele. Das Muster ist stets dasselbe: Unser Vertrauen 
in Experten, in Wissenschaftler, in Medien und in politische Par-
teien wird missbraucht. Das fängt bei einfachen Dingen an – eine 
nur kleine wirtschaftliche Belebung wird von den als unabhän-
gig geltenden Professoren zum Boom erklärt, und viele Men-
schen glauben das. Es wird behauptet, die Agenda 2010 sei ein 
Erfolg, der Generationenvertrag trage nicht mehr, Altersarmut 
sei unabwendbar, wenn man nicht privat vorsorge, und so wei-
ter … Und wir glauben mehr und mehr an diese Botschaften, weil 
fast alle dasselbe sagen und schreiben und senden. Es wird be-
hauptet, die Finanzkrise komme aus Amerika und sei sozusagen 
überraschend über uns gekommen; es wird gesagt, wir müssten 
alle Banken retten, denn sie seien systemrelevant. Wir glauben 
es, weil die Verantwortlichen die Fakten über die hausgemach-
te Spekulation und die unseriösen Bankgeschäfte verschweigen 
und wir uns selbst nur schwer ein Urteil bilden können. Und auf 
der Basis dieser Meinungsmache zahlen wir Milliarden. Hunderte 
von Milliarden.

Man mutet uns auch die wendige Korrektur gemachter Mei-
nungen zu. Jahrelang hat man uns erzählt, Konjunkturprogram-
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me seien Strohfeuer. Neuerdings verabschieden die Erzähler 
selbst Konjunkturpakete. Immerhin ein Fortschritt. Aber das 
Werk von Wendehälsen.

Meinungsmache und Manipulation sind seit Jahrhunderten 
geläufi ge Erscheinungen. In jüngster Zeit jedoch entfalten diese 
Kampagnen eine zerstörerische Wirkung, wie sich an gravieren-
den Fällen belegen lässt: die Auslieferung unserer öffentlichen 
Universitäten an die Wirtschaft, die Zerstörung des Vertrauens in 
die sozialen Sicherheitssysteme, die bewusst betriebene Verar-
mung des Staates, die Kommerzialisierung und Privatisierung 
unserer Medien, der Verkehrssysteme und kommunaler Versor-
gungseinrichtungen. Gespielt, gezockt und geplündert wird aber 
nicht nur im öffentlichen Bereich, geplündert wird zu Lasten der 
betroffenen Arbeitnehmer und zu Lasten der Gemeinschaft auch 
im Bereich der privaten Unternehmen. Deutschland im Ausver-
kauf. Auch die Unfähigkeit zu einer wirksamen Wirtschafts- und 
Beschäftigungspolitik folgt aus der systematischen Irreführung 
des Publikums. Systematisch hat man auch versucht, uns bei-
zubringen, die traumhaften Renditen und Boni der von nahezu 
allen Regeln befreiten Finanzwirtschaft kämen auf anständige 
Weise zusammen und seien deshalb erstrebenswert. Jetzt zahlen 
wir Steuerzahler die Zeche. Die neoliberale Ideologie erweist sich 
über weite Strecken als Instrument zur Bedienung privater Inter-
essen zu Lasten der Allgemeinheit.

Nach gängiger politischer Theorie sollten wir vor der Bedrohung 
und dem Verlust unserer Gedankenfreiheit geschützt werden; das 
ist schon in Artikel 5 des Grundgesetzes niedergelegt, der das 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit festschreibt. Bei dem Versuch, 
uns eine eigene und von der Sache und unseren Erfahrungen 
geprägte Meinung zu bilden, sollten wir unterstützt werden von 
den politischen Parteien und den Medien. Sie sollten als grund-
gesetzlich verbriefte Stützen einer sachlichen Meinungsbildung 
fungieren, doch über weite Strecken sind sie selbst zu einem Teil 
der Propaganda geworden. Viele Journalisten stehen unter mas-
sivem Druck, denn die Kommerzialisierung vor allem des Fern-
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sehens und des Hörfunks und der Konzentrationsprozess in den 
Medien werden von Medienkonzernen und Sendern dazu be-
nutzt, die personelle Ausstattung der Redaktionen immer weiter 
herunterzufahren und gleichzeitig nur noch Gefälliges zu bie-
ten.

Hinzu kommt, dass den Medien und den Journalisten heute 
Public-Relations-Agenturen und ähnlich orientierte Beratungs-
unternehmen gegenüber- und zur Seite stehen, die über große 
fi nanzielle Mittel und über die organisatorische Kapazität zur 
Gleichschaltung der Meinung verfügen. Diese Public-Relations-
Agenturen und die damit verbundenen Beratungsunternehmen 
sind die eigentlichen Produzenten der Meinungsmache. Ihre 
Macht über die Medien ist groß – Journalisten, die sich dem 
Mainstream widersetzen, müssen damit rechnen, isoliert zu wer-
den.

Unsere Demokratie befi ndet sich am Rand ihrer Existenz. 
Wichtige Voraussetzungen für das Gedeihen demokratischer Wil-
lensbildungsprozesse sind nicht mehr gegeben. Vor allem wird 
uns keine wirkliche Alternative geboten, die Chancen hätte, die 
politische Macht zu erringen.

Mit der Lektüre dieses Buches wird Sie vermutlich nicht nur 
Zorn über den Missbrauch Ihres Vertrauens erfassen. Sie werden 
beim Lesen auch mehr und mehr spüren, dass es Lust bereitet, 
sich nichts vormachen zu lassen, selbst zu denken und seinen 
Gedanken wieder eine Stimme zu geben. Sie werden spüren, dass 
es guttut, wieder zweifeln zu lernen.




